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Allen Warnungen vor möglichen Ener- 
gie-Blackouts zum Trotz scheint die 
Bundesrepublik gut durch diesen bis-
lang ausgesprochen milden Winter zu 
kommen. Doch damit ist die aktuelle 
Pro-Atom-Kampagne nicht beendet, im 
Gegenteil: Ganz offensichtlich soll die 
anhaltende Debatte um eine Verlänge-
rung der AKW-Nutzung nur der Ein-
stieg in eine neue Kernkraft-Ära sein. 
So fordert FDP-Generalsekretär Bijan 
Djir-Sarai –  ganz im Einklang mit der 
CDU/CSU – ein „ideologiefreies, re-
alitätsnahes und technologieoffenes 
Konzept“, das eine Laufzeit über 2023 
hinaus avisiert; und die AfD vertritt in 
ihrer „Resolution zur Kernenergie“ so-
gar die Meinung, dass moderne Kraft-
werke nicht nur die Natur- und Arten-
vielfalt schützen, sondern ressourcen-
schonend sind, unabhängig von Impor-
ten machen und nahezu CO2-neutral 
betrieben werden können. 

Dieser bemerkenswerte Schulter-
schluss zwischen Liberalen, Konserva-
tiven und Rechtsextremen findet nicht 
zum ersten Mal statt; erinnert sei etwa 
an die politische Debatte um das Tem-
polimit oder eine Vermögenssteuer.  
Auffällig diesmal: Jetzt werden von 
der neuen Pro-Atom-Troika dezidiert 
die Grünen – und zwar auch vom ei-
genen Koalitionspartner FDP – in die 
Zange genommen, weil „Atomkraft? 
Nein danke“ gleichermaßen zur grü-
nen Gründungsgeschichte wie zu ihrer 
Grundüberzeugung gehört. 

Für den fortgesetzten AKW-Betrieb 
führen FDP, Union und AfD vor allem 
zwei Argumente ins Feld: erstens die 
Versorgungssicherheit, die durch den 
russischen Angriffskrieg und die Be-

endigung der Gasversorgung gefähr-
det wird, und zweitens die in Deutsch-
land stagnierenden CO2-Emissionen, 
die den Klimazielen zuwiderlaufen. 
Wie nämlich der Think-Tank Agora 
Energiewende in seiner Energiemarkt-
analyse für das Jahr 2022 ausweist, hat 
der Ersatz von Erdgas durch die beson-
ders emissionsintensiven Energieträ-
ger Kohle und Öl dem Erreichen der 
Klimaschutzziele einen Strich durch 
die Rechnung gemacht.1 Unterschla-
gen werden bei der parteiübergreifen-
den Atomeuphorie allerdings fünf ent-
scheidende Argumente dagegen. 

Erstens wird von Atom-Propagan-
disten die dramatische Umweltschäd-
lichkeit der Atomkraft bagatellisiert. 
Wenn etwa Lindner die Atomkraft ge-
genüber Kohlekraftwerken bevorzugt 
und damit auf Deutschlands CO2-Bi-
lanz hinweist, unterschlägt er den 
nuklearen Produktionszyklus vom 
Uranabbau bis zur Endlagerung der 
hochradioaktiven Abfälle: Atomkraft 
ist nicht klimaneutral.2 Hinzu kommt 
der enorm energieintensive Trans-
port entlang der gesamten Produkti-
onskette. Deutschlands Bürger:innen 
sind vor allem die am Ende des Pro-
duktzyklus liegenden Castortrans-
porte im Bewusstsein, die von zivilge-
sellschaftlichem Widerstand begleitet 
wurden. Dem vorausgegangen ist eine  

1	 Die Energiewende in Deutschland: Stand 
der Dinge 2022. Rückblick auf die wesent-
lichen Entwicklungen sowie Ausblick auf 
2023, www.agora-energiewende.de, Analyse 
1/2023.

2	 Uwe Fritsche u.a., Treibhausgasemissionen 
und Vermeidungskosten der nuklearen, fos-
silen und erneuerbaren Strombereitstellung, 
Arbeitspapier Öko-Institut Freiburg, 2007.
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„Weltreise“ des Urans von den Ab-
baustätten über Fabriken für die Her-
stellung der Brennstäbe und Aufbe-
reitungsanlagen bis zu den AKW und 
den Zwischenlagern. Über Umwelt-
schäden beim Bau der Infrastruktur für 
das Endlager (Umverpackungsanlage, 
Eingangs- und Tiefenlager, Beton- und 
Stahlverbrauch) kann bereits speku-
liert werden. Schwerwiegend kommen 
die massiven sozialen und ökologi-
schen Schäden durch den Uranabbau 
in den Ländern des Globalen Südens 
(unter anderen Brasilien, Namibia, Ka-
sachstan) und in Siedlungskolonien 
hinzu (unter anderen USA, Australien, 
Kanada). Dieser folgt einer „imperia-
len Lebensweise“3 und postkolonialen 
Logik der Ausbeutung, Naturzerstö-
rung und des Umweltrassismus.4 Für 
in Deutschland erzeugten Atomstrom 
wurden zuvor indigene Völker ver-
trieben und CO2-speichernde Wälder 
brandgerodet.5 Biodiversität geht ver-
loren und der Lebensraum von Men-
schen wie von Tieren wird durch stark 
kontaminierte Bergbaurückstände wie 
Abraum und Sickerwässer verseucht.6

Zweitens unterschlagen die drei 
Pro-AKW-Parteien, dass die Nutzung 
von Energie aus Kernspaltung massiv 
ausbeuterisch ist. Zum faktischen Res-
sourcenkolonialismus gehört neben 
der Vertreibung von Menschen auch, 

3	 Ulrich Brand und Markus Wissen, Imperiale 
Lebensweise. Zur Ausbeutung von Mensch 
und Natur im globalen Kapitalismus, Mün-
chen 2017.

4	 Traci Brynne Voyles, Wastelanding. Legacies 
of uranium mining in Navajo country, Minnea- 
polis 2015; Ana María Isidoro Losada, Nuklea- 
rer Kolonialismus. Atommüll und die Per-
sistenz quasi-kolonialer Logiken, in: Achim 
Brunnengräber (Hg.), Problemfalle Endla-
ger. Gesellschaftliche Herausforderungen im 
Umgang mit Atommüll, Baden-Baden 2016,  
S. 313-336.

5	 Tadavarthi Pushparaj Gandhi u.a., A critical 
review of uranium contamination in ground-
water: Treatment and sludge disposal, in: „The 
Science of The Total Environment“, 15.6.2022.

6	 Dale Dewar, Uranium Mining: Environmen-
tal and Human Health Effects, in: Jonathan 
Black-Branch und Dieter Fleck (Hg.), Nuclear 
Non-Proliferation in International Law – Volu-
me IV, The Hague 2019, S. 229-235.

dass indigene Völker ohne Aufklä-
rung in den gesundheitsschädigenden 
und gefährlichen Uranabbau gezwun-
gen wurden.7 Sozial- und Umwelt-
standards werden dabei zumeist nicht 
eingehalten: Das enorme Lohngefälle 
zwischen einem namibischen Minen-
arbeiter und einem RWE-Mitarbeiter 
im AKW Emsland ist nur ein Beispiel 
für die sozialen Ungerechtigkeiten in-
nerhalb ein und derselben Wertschöp-
fungskette. 

Von Tschernobyl bis Fukushima

Die gesundheitlichen Folgen sind mas-
siv und langwierig. So wurde in einer 
Studie des Bundesamtes für Strahlen-
schutz (BfS) das erhöhte Risiko einer 
Lungenkrebserkrankung durch Ra-
don für Bergarbeiter nachgewiesen. 
Des Weiteren wird einer Vielzahl an 
nachfolgenden Generationen durch 
den angefallenen Atommüll ein Risiko  
übergeben, das laut Gesetzgeber für 
eine Million Jahre bestehen wird.8 An-
zunehmen ist, dass eine ganze Reihe an 
Problemverkettungen auftreten wird; 
sie sind im Umgang mit hochradioak-
tiven Materialien nicht die Ausnahme, 
sondern die Regel. Belastungen der 
Menschen in der Region wie der Ar-
beiter:innen im unmittelbaren Nahbe-
reich der Entsorgungsarbeiten sind un-
vermeidbar. Dies belegen u.a. Unter-
suchungen9 aus dem Umfeld der Wie-
deraufarbeitungsanlage in La Hague  
(Frankreich): Obwohl diese vom Be-
treiber als sicher dargestellt wird, stell-

7	 Geordan Graetz, Uranium mining and First 
Peoples: the nuclear renaissance confronts 
historical legacies, in: „Journal of Cleaner Pro-
duction“, 84/2014, S. 339-347.

8	 Lucas Schwarz, Intergenerational Justice 
Starts Today. Recognizing Future Generations 
for Nuclear Waste Management, in: „TATuP – 
Zeitschrift für Technikfolgenabschätzung in 
Theorie und Praxis“, 3/2022, S. 37-43.

9	 Jean-François Viel u.a., Incidence of leukae-
mia in young people around the La Hague 
nuclear waste reprocessing plant: a sensitivity 
analysis, in: „Statistics in Medicine“, 14 (21-22),  
1995, S. 2459-2472.



	 Kommentare      11

Blätter für deutsche und internationale Politik 2/2023

ten Viel et al. eine Häufung von Leukä-
miefällen fest

Drittens wird von den Parteispitzen 
ignoriert, dass die Technologie weiter 
hochriskant ist: Die Reaktorkatastro-
phe von Tschernobyl (1986) wird damit 
begründet, dass es menschliches Ver-
sagen in einem AKW russischer Bauart 
war; in Fukushima (2011) kam es „nur“ 
infolge eines natürlichen Tsunami, mit 
dem nicht gerechnet wurde, zum Su-
per-GAU. Das Ungewisse und Unvor-
hersehbare ist der Grund, weshalb 
die Menschen in unmittelbarer Um-
gebung eines AKW und weit darüber 
hinaus unter einem Damoklesschwert 
leben. Merz behauptet, die deutschen 
AKW gehörten zu den sichersten der 
Welt. Dabei suggeriert er eine Sicher-
heit, die immer im Verhältnis zu ande-
ren AKW und deren Stand der Tech-
nik betrachtet werden muss – das ist 
jedoch keine Aussage über die abso-
lute Sicherheit. In Deutschland beträgt 
das Durchschnittsalter der Kraftwerke, 
Stand 2022, 34 Jahre. Laut Atomgesetz 
müssen die AKW alle zehn Jahre eine 
sogenannte Periodische Sicherheits-
überprüfung (PSÜ) durchlaufen, die 
aber bei den drei verbliebenen Reak-
toren (Laufzeit bis 15. April 2023) nun 
schon mehr als 13 Jahre zurückliegt. 
Insgesamt wurden bei den drei Reak-
toren 407 meldepflichtige Ereignisse 
registriert, das heißt, sicherheitstech-
nisch relevante Ereignisse, die poten-
ziell auch Strahlenaustritte umfassen. 
Im Übrigen gibt es weltweit keinen 
Versicherungsdienstleister für AKW.10 
In Deutschland haften im Schadensfall 
die Kraftwerksbetreiber mit bis zu 2,5 
Mrd. Euro. Alle darüber hinaus anfal-
lenden Kosten übernimmt der Staat –
und somit die Steuerzahler:innen.

Viertens sind AKW, aber auch Zwi-
schenlager oder Brennelementefab-
riken besonders exponiert und damit 
in hohem Maße geeignet, im Krieg als 
Gewaltmittel eingesetzt zu werden. Im 

10	Ben Wealer u.a., Kernenergie und Klima, in: 
„Diskussionsbeiträge der Scientists for Fu-
ture“, 2021, S. 9-98.

Kriegsfall sind AKW von gleich dop-
pelter strategischer Bedeutung, wie 
derzeit der Ukrainekrieg zeigt: Ei-
nerseits kann durch einen Angriff die 
Stromversorgung unterbrochen wer-
den. Andererseits kann ein AKW auch 
direkt zum Angriffsziel werden. In bei-
den Fällen ist ein Super-GAU möglich. 
Der Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine hat das in Europa vermeint-
lich Undenkbare zur möglichen Reali-
tät werden lassen, wenngleich das Völ-
kerrecht – hier die Genfer Konvention, 
Zusatzprotokoll vom 12. August 1949, 
Art 56, Abs. 1 (1) –, vorsieht, dass solche 
Anlagen nicht angegriffen und schwe-
re Verluste unter der Zivilbevölkerung 
nicht riskiert werden dürfen. Derartige 
Angriffe auf AKW und die Infrastruk-
tur können aber nicht nur von autokra-
tischen Regimen ausgehen. Nicht min-
der gefährlich – und ungeachtet der 
derzeitigen Ruhe nicht zu vergessen – 
sind mögliche terroristische Anschlä-
ge, die alle Nuklearbauten zum Ziel 
haben können.

Jahrhundertmüll ohne Endlager

Und schließlich fünftens werden von 
den Befürworter:innen der Atomkraft 
die völlig ungelösten Probleme bei der 
Entsorgung unterschlagen. Bis heute 
ist auf der ganzen Welt noch kein End-
lager für die hochradioaktiven Atom-
abfälle in Betrieb. In Deutschland wur-
de den Betreibern für die Betriebser-
laubnis ihrer AKW sogar eine gesetz-
liche Nachweispflicht für ein Endlager 
auferlegt, wofür die Betreiber stets 
Gorleben instrumentalisierten. Doch 
nach über vier Jahrzehnten des zivilen 
Ungehorsams und der ehrenamtlichen 
Aufklärungsarbeit engagierter Bür-
ger:innen wurde Gorleben schließlich 
aufgegeben, nachdem die Bundesge-
sellschaft für Endlagerung den Stand-
ort im Zwischenbericht Teilgebiete im 
September 2020 nach intensiven Über-
prüfungen als ungeeignet ausgewie-
sen hatte. Nach dem Standortauswahl-
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gesetz (StandAG 2017) sollte eigentlich 
bis 2031 ein Standort für ein Endlager 
gefunden werden, doch nun soll sich 
die Suche bis ins Jahr 2068 ziehen. 

Folglich werden die Genehmigun-
gen der obertägigen Zwischenlager  
auslaufen, lange bevor ein Endlager  
gebaut sein wird. Damit wird den 
Standortgemeinden der 16 Zwischen-
lager ein weit in die Zukunft reichen-
des Risiko überantwortet. Politisch 
wird dieses Problem mit Erzählun-
gen über eine wissenschaftlich-tech-
nologische Revolution zu verharmlo-
sen versucht: Neue Reaktortypen sol-
len die Atomabfälle angeblich recy-
celn können. Doch laut einer Studie 
des Öko-Instituts von 2022, die vom 
Bundesamt für die Sicherheit der nuk-
learen Entsorgung in Auftrag gege-
ben wurde, ist weder deren Machbar-
keit wissenschaftlich erwiesen noch 
könnte eine Recyclingtechnologie in 
den nächsten Jahrzehnten industriel-
le Reife erlangen. Auch würde dies ein 
Endlager nicht überflüssig machen. In-
sofern wird die Entsorgung letztlich 
mehr als ein Jahrhundert in Anspruch 
nehmen und sie ist genau wie die Nut-
zung mit erheblichen finanziellen, so-
zialen und ökologischen Ungewisshei-
ten behaftet. 

Berücksichtigt man diese fünf ent-
scheidenden Faktoren, erkennt man 
die wahren Gründe für den Rück-
gang der Atomkraft. Tatsächlich be-
findet sich der AKW-Bestand nicht 
nur in Deutschland, sondern weltweit 
längst auf dem absteigenden Ast. Mit-
te 2022 waren in 33 Ländern 411 AKW 
am Netz, vier weniger als 2021 und  
27 weniger als 2002, dem Jahr mit dem 
Höchststand.11 Neubauvorhaben in Eu-
ropa sind ein wirtschaftliches und poli-
tisches Desaster, vor allem für die Staa-
ten, die bei AKW-Neubauten der Nuk-
learindustrie mit hohen Subventionen 
unter die Arme greifen: In Finnland 
(Olkiluoto 3), Frankreich (Flamanville) 

11	Mycle Schneider und Anthony Froggatt, The 
World Nuclear Industry Status Report 2022, 
www.eu.boell.org.

oder Großbritannien (Hinkley Point C) 
hinkt die Fertigstellung dem Zeitplan 
um viele Jahre hinterher, die Kosten 
explodieren von niedrigen einstelligen 
auf zweistellige Milliardenbeträge. 
Folglich gehen – mit Ausnahme Chin-
as – mehr AKW vom Netz als neue in 
Betrieb. Allerdings muss dieser Trend, 
und hierin besteht die Gefahr für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien, 
nicht anhalten. Sie besteht darin, dass 
Gelder in den alten AKW-Bestand und 
die Atomforschung fließen und nicht in 
die Erforschung und Entwicklung von 
nachhaltigen Energieformen. Vor allem 
Frankreich will seinen AKW-Bestand 
für die Zukunft nachrüsten, dafür sind 
erhebliche Finanzmittel erforderlich. 
Ohne staatliche Subventionen und bil-
lige Kredite sind AKW ein privatwirt-
schaftliches Risiko, weshalb insbeson-
dere auch Paris daran interessiert war, 
dass im Rahmen der EU-Taxonomie 
die Atomkraft als nachhaltige Energie-
quelle eingestuft wurde.12

Doch Frankreich ist innerhalb der 
EU nicht das einzige Land, das wei-
terhin auf Atomkraft setzt. Auch Finn-
land, Schweden, die Niederlande und 
Belgien besitzen uralte Reaktoren, die 
bereits vierzig Jahre und länger am 
Netz sind – und zum Teil noch länger 
laufen sollen. Zu den desaströsen alten 
AKW-Nutzern will sich nun auch Polen 
mit dem Bau von mehreren neuen AKW 
gesellen. Dem Klimaschutz bringt das 
rein gar nichts; dafür werden stetig 
neue und globale Ungerechtigkeiten, 
Gefahren, Risiken und Ungewisshei-
ten im Umgang mit den hochradioakti-
ven Abfällen erzeugt. Und dennoch ist 
auch in Deutschland der Ausstieg noch 
immer keine besiegelte Sache. „Atom-
kraft? Nein danke“ versus „Atomkraft? 
Ja bitte“ bleibt so bis auf weiteres ein 
hoch umkämpftes Terrain in der poli-
tischen Auseinandersetzung – dafür 
wird die neue Pro-Atom-Troika mit Si-
cherheit sorgen.

12	Anika Limbach, Strahlend „grüne“ Zukunft. 
Wie die EU die Energiewende sabotiert, in: 
„Blätter“, 3/2022, S. 93-98.


